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TOP 14: Umsetzung eines „wichtigen Vorhabens von gemeinsamem 

europäischem Interesse“ (Important Project of Common European 

Interest, IPCEI) des Bundes im Kontext der Dekarbonisierung des 

deutschen Straßengüter-Fernverkehrs mit Hilfe von 40t Wasserstoff-

Brennstoffzellen Sattelzug–LKW im Flotteneinsatz 

- Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau - 

 

 

Beschluss: 

1. Der Ministerrat nimmt die Vorlage des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 

Landwirtschaft und Weinbau zur Kenntnis. 

2. Der Ministerrat stimmt einer landesseitigen Förderung von 30 Prozent der 

gesamtstaatlichen Förderung zu, so dass dem Bund sowie dem Antragsteller die 

landesseitige Garantie im Hinblick auf die Kofinanzierung des Landes durch das 

Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau übermittelt 

werden kann. 

3. Bei Vorliegen der konkreten Ausgestaltung der Verwaltungsvereinbarung mit der 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium für Digitales 

und Verkehr (BMDV), unterrichtet das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 

Landwirtschaft und Weinbau den Ministerrat erneut. 

4. Der zuständige Landtagsausschuss wird im Anschluss an die abschließende (s.o.) 

Ministerratsbefassung entsprechend Ziffer II der Vereinbarung zwischen Landtag 

und Landesregierung gern. Art. 89 b der Landesverfassung durch die Ministerin 

für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau über die beabsichtigte 

Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarungen informiert. 

 

Erläuterungen: 

In Zuge der Erreichung der Pariser Klimaziele bzw. des Green Deals sowie in Folge 

des völkerrechtswidrigen Überfalls Russlands auf die Ukraine kommt der 
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Dekarbonisierung von Industrie und Verkehr eine besonders hohe Relevanz zu. In 

diesem Kontext kommt der Herstellung, dem Transport, der Speicherung und der 

Nutzung von Wasserstoff eine zentrale Bedeutung zu. Das 

Bundeswirtschaftsministerium und das Bundesverkehrsministerium haben im Mai 

2021 62 Wasserstoff-Großprojekte 

ausgewählt, die im Rahmen eines gemeinsamen europäischen Wasserstoffprojekts 

(sog. Important Project of Common European Interest, IPCEI) staatlich gefördert 

werden sollen. Die 8 Mrd. Euro staatliche Fördermittel setzen sich aus Bundes- und 

Landesmitteln zusammen. Rund 5,8 Mrd. Euro werden hierbei vom Bund an 

Förderung aufgebracht. Hinsichtlich der übrigen Fördermittel (rund 30 Prozent) 

verlangt der Bund verpflichtend, dass diese von den Ländern, in denen das jeweilige 

Projekt durchgeführt wird, zur Verfügung gestellt werden. Der Bund setzt damit eine 

wichtige Maßnahme der Nationalen Wasserstoffstrategie um. Die Förderung der 

deutschen Vorhaben erfolgt im Rahmen eines europäischen Projekts (IPCEI 

Wasserstoff) gemeinsam mit 22 europäischen Partnerländern. Die verschiedenen 

nationalen Projekte sollen so miteinander vernetzt werden, dass alle Länder 

voneinander profitieren und gemeinsam eine europäische Wasserstoffwirtschaft 

aufgebaut werden kann. 

Auch in Rheinland-Pfalz soll ein Projekt dieser transnationalen, wichtigen Vorhaben 

von gemeinsamem europäischen Interesse durchgeführt werden. Es handelt sich um 

das Projekt „Pegasus“ der Daimler Truck AG. Innerhalb des Projektes „Pegasus“ geht 

es insbesondere um den Umbau und die Alltagserprobung von 100 schweren LKW mit 

Brennstoffzellen-Antrieben sowie die Implementierung der Produktion dieser neuen 

Fahrzeugtypen in eine vorhandene Produktion am Standort Wörth.  


